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Förderung von umweltrelevanten Projekten durch die EG-Strukturfonds 


Die 1975 ins Leben gerufene Regionalpolitik der EG hat sich mit der 
Einrichtung von drei Strukturfonds den Ausgleich der großräumigen 
Entwicklungsunterschiede in der Gemeinschaft zum Ziel gesetzt. Über 
die Bereitstellung von mittlerweile beträchtlichen Finanzmitteln werden 
Programme und Projekte zur Förderung des wirtschaftlichen Aufbaus, 
zur Verbesserung der Infrastruktur und zur Umstrukturierung der Land- 
wirtschaft in den benachteiligten Gebieten unterstützt, insbesondere in 
den Randgebieten der Gemeinschaft. 

Die Umweltdimension der Fördermaßnahmen blieb lange Zeit bei den 
Entscheidungen unbeachtet. Dies zeigen vor allem Beispiele aus den 
südhchen EG -Mitgliedstaaten. Nach der Reform der EG-Strukturfonds- 
verordnungen im Jahre 1988 wurde den Belangen des Umweltschutzes 
eine größere Bedeutung zuerkannt, aber es kam nicht zu einem Durch- 
bruch im Sinne des präventiven Umweltschutzes. Das Europäische 
Parlament kritisiert, ebenso wie nationale und internationale Umwelt- 
verbände, insbesondere folgende Mängel: 

— unzureichende, zu späte oder unvollständige Umweltverträghch- 
keitsprüfungen, 

— Verstöße gegen die EG-Vogelschutzrichthnie und sonstige, von der 
EG und/oder den Mitgliedstaaten Unterzeichneten Abkommen zum 
Schutz von wildlebenden Tier- und Pflanzenarten, 
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— die Nichtberücksichtigung von weniger umweltbelastenden Pro- 
jektaltemativen, 

— mangelnde Transparenz bei Planungen und Entscheidungen in den 
entsprechenden Gremien, 

— die fehlende Bereitschaft nationaler und regionaler Behörden, die 
Öffentlichkeit über geplante Vorhaben umfassend zu informieren 
und Umweltverbände bei der Erstellung von Konzepten zu betei- 
ligen, 

— ungenügende KontroU- und Sanktionsmechanismen der Kommission 
bei der Projektüberwachung. 

Derzeit plant die Kommission eine erneute Reform der Strukturfonds Ver- 
ordnungen, die nach 1993 durchgeführt werden soll. Zur Verankerung 
des Prinzips einer nachhaltigen Entwicklung schlagen die europäischen 
Umweltverbände vor, daß umweltverträgliche Gesamtkonzepte für 
ganze Regionen finanziell gefördert werden sollen. Eine Entschließung 
des Europäischen Parlaments für eine umweltorientierte Reform der 
Regionalpolitik ist in der Beratung. 

Seit der Vollendung der deutschen Einheit fheßen Gelder aus den 
Strukturfonds auch in die im Aufbau begriffenen neuen Länder. Auch 
hier sind neben den angestrebten Strukturverbesserungen teilweise 
negative ökologische Auswirkungen festzustellen. 

1. Nach welchen Kriterien richtet sich die Verwendung der Gelder aus 
den EG-Strukturfonds generell? 


Es ist zwischen den drei Strukturfonds der Gemeinschaft (EG- 
Regionalfonds, EG-Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung [im folgenden: Agrar- 
strukturfonds] und EG-Sozialfonds) zu differenzieren. 

a) EG-Regionalfonds 

Die Verwendung der EG -Regionalfondsmittel für die Förde- 
rung einzelner Maßnahmen hängt von ihrem erwarteten Bei- 
trag zur Lösung der jeweiligen regionalen Probleme ab. 

Die Kriterien sind für die verschiedenen Zielgebiete der EG- 
Strukturfonds unterschiedlich definiert. Es werden drei ver- 
schiedene regionalpolitische Ziele verfolgt: 

— Ziel-1: Förderung der Entwicklung und strukturelle Anpas- 
sung der Regionen mit Entwicklimgsrückstand; 

— Ziel-2: Förderung der wirtschaftlichen Diversifizierung der 
von rückläufiger industrieller Entwicklung schwer betroffe- 
nen Regionen; 

— Ziel-5b: Förderung der Entwicklung des strukturschwachen 
ländlichen Raums. 

Der größte Bedarf an regionalen Fördermaßnahmen besteht in 
den Ziel-1 -Gebieten. Die Gemeinschaft stellt daher im Zeitraum 
1989 bis 1993 80% der EG-Regionalfondsmittel (41,6 Mrd. DM) 
für diese Regionen bereit. Die Interventionen des EG-Regional- 
fonds sollen das langfristige Wachstum von Bruttosozialprodukt 
und Beschäftigung beschleunigen. Hierzu werden Infrastruktur- 
engpässe z.B. durch den Ausbau der Verkehrswege, die Errich- 
tung von Kläranlagen und die Erschließung von Gewerbeflächen 
beseitigt. Zusätzlich werden Investitionsbeihilfen an Unterneh- 
men gewährt, um die private Investitionstätigkeit zu erhöhen. Die 
Projekte werden bei der Auswahl an ihrem möglichen Effekt auf 
das Wachstum des regionalen Sozialprodukts gemessen. 

In den Ziel-2 -Gebieten wird die Entfaltung alternativer Wirt- 
schaftsaktivitäten außerhalb der schrumpfenden Industriezweige 
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gefördert. Dadurch soll die einseitige Abhängigkeit der Regionen 
von krisenanfälligen Sektoren (z.B. Steinkohlebergbau, Schiff- 
bau) beschleunigt abgebaut werden. Förderbar sind insbesondere 
die Erschließung von Gewerbeflächen einschließlich der Wieder- 
herrichtung von Industriebranchen und Investitionsbeihilfen zu- 
gunsten kleiner und mittlerer Unternehmen. Die Kriterien für die 
Auswahl der Projekte sind ihr Beitrag zur Diversifizierung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur, insbesondere die Schaffung von 
dauerhaften Arbeitsplätzen und die Verbesserung der wirtschafts- 
nahen Infrastruktur. 

Unter Ziel-5 b fallen Gebiete mit hohem Anteil der landwirtschaft- 
lichen Beschäftigten an den Gesamtbeschäftigten, mit niedrigem 
Einkommensniveau in der Landwirtschaft und mit niedrigem 
Stand der sozio-ökonomischen Entwicklung (BIP pro Kopf). 

In den Ziel-5 b-Gebieten soll die einseitige Abhängigkeit der 
Regionen von der Landwirtschaft verringert werden. Durch den 
EG-Regionalfonds werden prinzipiell die gleichen Maßnahmen 
wie in Ziel-2- Gebieten gefördert, allerdings mit einer stärkeren 
Konzentration auf den Tourismus. 

Es ist Sache der Regionen, die Kriterien für die Auswahl der 
Projekte entsprechend festzulegen. 

b) EG-Agrarstrukturfonds 

Aus dem Agrarstrukturfonds der EG werden Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstrukturen, zur Umstellung der Agrar- 
produktion, zur Einkommenssicherung der Landwirte sowie 
auch zum Schutz der Umwelt und zur Erhaltung und Entwick- 
lung des ländlichen Raumes gefördert. 

c) EG-Sozialfonds 

Die Finanzmittel des EG-Sozialfonds (ESF) werden zur ar- 
beitsmarkt- und berufsbildungspolitischen Flankierung des 
wirtschaftlichen Strukturanpassungsprozesses sowie zur Be- 
kämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit und der Wiederein- 
gliederung Jugendlicher in den Arbeitsmarkt eingesetzt. 5 % 
der Mittel (45 Mio. ECU) sind für Maßnahmen der sog. Tech- 
nischen Hilfe vorgesehen. Hieraus werden u. a. Verwaltungs- 
hilfe, Modellvorhaben, innovative Maßnahmen sowie grenz- 
überschreitende Projekte finanziert. 

Für die Tätigkeit aller drei EG- Strukturfonds gilt, daß die Mit- 
gliedstaaten der Kommission von ihnen bzw. ihren Regionen 
erarbeitete Entwicklungspläne einreichen. Sie sind Grundlage 
des sog. Gemeinschaftlichen Förderkonzepts (GFK), das im 
Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten durch die Kommission 
festgelegt wird. Das GFK ist die rechtlich verbindliche Grund- 
lage zur Bereitstellung der Fördermittel der EG für die festge- 
legten Förderschwerpunkte und gleichzeitig der Rahmen für 
die sog. Operationellen Programme der Mitgliedstaaten bzw. 
ihrer Regionen für jeden Fonds. 


2. Welche größeren Projekte werden in den neuen Ländern mit Mit- 
teln aus den EG-Strukturfonds finanziert? 
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Unter Großprojekten werden in der Verordnung über den EG- 
Regionalfonds gewerbliche Investitionen ab 20 Mio. DM und 
Infrastrukturvorhaben ab 30 Mio. DM verstanden, deren Förde- 
rung in gesonderten Antragsverfahren jeweils im Einzelfall 
genehmigt werden muß. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat die EG-Kommission für 
18 Großprojekte in den neuen Bundesländern mit einem finan- 
ziellen Volumen von insgesamt 1 346 Mio. DM EFRE-Zuschüsse in 
Höhe von 156,9 Mio. DM bereitgestellt. 

Bei den Infrastrukturvorhaben handelt es sich um die Errichtung 
eines Industrie- und Gewerbezentrums in Ost-rBerlin. Die Gesamt- 
kosten dieses Projekts sind mit 43,8 Mio. DM veranschlagt. Daran 
beteiligen sich der EFRE mit 16,5 Mio. DM und die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" (GRW) mit 22,8 Mio, DM. Der restliche Betrag von 4,5 Mio, 
DM wird vom privaten Sektor aufgebracht. 

Im gewerblichen Bereich werden insgesamt 17 Großprojekte zur 
Errichtung, Erweiterung oder Modernisierung von Betriebsstätten 
gefördert, die im folgenden aus Datenschutzgründen nicht einzeln 
benannt werden. Das förderfähige Investitionsvolumen beläuft 
sich auf insgesamt 1 307,6 Mio. DM. Die wichtigsten Wirtschafts- 
bereiche sind die Baustoff- sowie die Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie mit jeweils fünf Investitionsvorhaben und einem Ge- 
samtvolumen von 509,8 bzw. 402,2 Mio. DM. Die Beteiligungs- 
sätze des EG-Regionalfonds und der GRW erreichen in den mei- 
sten Fällen die Höchstwerte von jeweils 11,5 %. 


3. Welchen Kriterien wird dabei in den neuen Ländern Vorrang ein- 
geräumt? 


Die Grundlage für die Vergabe der Mittel der EG-Regionalfonds 
in den neuen Bundesländern sind die Fördervoraussetzungen des 
derzeit geltenden 21. Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe 
unabhängig von der Größe der geförderten Projekte. Ziel d^r 
Regionalförderung im Rahmen der Bund-Länder-Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
(GRW) ist es, zusätzliche Einkommensquellen in strukturschwa- 
chen Regionen zu schaffen. Dieser sog, Primäreffekt ist zentrale 
Fördervoraussetzung für gewerbliche Investitionen im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe. Er gilt in der Regel als erfüllt, wenn 
Güter oder Dienstleistungen durch den zu fördernden Betrieb 
überwiegend überregional abgesetzt werden, 

Darüber hinaus ist in der Gemeinschaftsaufgabe (GRW) die 
Errichtung bzw. der Ausbau der wirtschaftsnahen kommunalen 
Infrastruktur förderfähig. Zu diesen Fördermaßnahmen gehören 
z. B. die Erschließung von Industrie- und Gewerbegebieten, 
kommunale Verkehrsverbindungen sowie bestimmte kommunale 
Umweltinfrastruktureinrichtungen. 

Der Einsatz der Mittel des Europäischen Sozialfonds und des 
Agrarstrukturfonds in den neuen Bundesländern erfolgt auf der 
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Grundlage der von den jeweiligen Landesregierungen selbst fest- 
gesetzten Kriterien, die sich an den eigenen Notwendigkeiten und 
politischen Prioritäten orientieren. Zentrales Kriterium des Agrar- 
strukturfonds ist die Erhaltung und Verbesserung der Funktions- 
fähigkeit ländlicher Räume sowie die Verminderung der Struktur- 
schwächen. 


4. Welche Kompetenzen stehen jeweils der Bundesregierung und den 
Landesregierungen bei der Entscheidung über die Projekte zu? 


Es ist Aufgabe der Bundesregierung, in den Verhandlungen über 
die EG -Strukturfonds Verordnungen die Ausgestaltung des auf 
Gemeinschaftsebene vorgegebenen Förderrahmens mitzugestal- 
ten. Die auf nationaler Ebene gesteckten Rahmenbedingungen 
sind für neue und alte Bundesländer unterschiedlich. 

In den neuen Bundesländern und Ost-Berlin werden die Mittel 
des EG-Regionalfonds im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" eingesetzt. 
Die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern ergibt sich 
deshalb aus Artikel 91a GG und dem Gesetz über die Gemein- 
schaftsaufgabe. Danach wirkt der Bund an der Rahmenplanung 
mit und steuert die Hälfte der Fördermittel bei. Die Durchführung 
der Fördermaßnahmen ist Ländersache, hierzu gehört auch die 
Auswahl der zu fördernden Projekte. 

In den alten Bundesländern werden die Mittel des EG-Regional- 
fonds hingegen ausschließlich zur Finanzierung von Regionalför- 
dermaßnahmen im Rahmen von Länderprogrammen verwendet. 
Artikel 91 a GG ist nicht anwendbar, sondern Artikel 30 GG über 
die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern. Die Ab- 
wicklung der Fördermaßnahmen einschließlich der Projektaus- 
wahl ist nach dieser Kompetenzverteilung Ländersache. 

Die Mittel des EG-Agrarstrukturfonds (EAGFL, Abteilung Aus- 
richtung) werden in den Bundesländern zum größten Teil im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" eingesetzt. Die Kompetenzver- 
teilung zwischen Bund und Ländern folgt daher aus Artikel 91a 
GG und dem Gesetz über die vorgenannte Gemeinschaftsauf- 
gabe. Der Bund wirkt an der Planung mit und finanziert im 
Regelfall 60 % der förderbaren Investitionen (Ausnahme Küsten- 
schutz: 70 %). Die Durchführung der Maßnahmen fällt dagegen in 
die ausschließliche Zuständigkeit der Länder. 

Die auf den Europäischen Sozialfonds entfallenden Mittel für die 
neuen Länder im Zeitraum 1991 bis 1993 (900 Mio. ECU in Preisen 
von 1991) wurden aufgrund einer Bund-Länder-Vereinbarung zü 
75 % den neuen Bundesländern zur Kofinanzierung von arbeits- 
markt- und berufsbildungspolitischen Maßnahmen, die auf ihre 
spezifischen Bedürfnisse zugeschnitten sind, zugewiesen. 25 % 
der Mittel verwendet der Bund zur Kofinanzierung länderüber- 
greifender Maßnahmen. Die Länder haben auf der Grundlage 
ihrer arbeitsmarktpolitischen Prioritäten Leitlinien für die Mittel- 
vergabe erstellt und bewilligen die zu fördernden Projekte in 
eigener Verantwortung, 
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Der auf den Bund entfallende Anteil der ESF-Mittel wird zum 
überwiegenden Teil durch die Bundesanstalt für Arbeit umge- 
setzt. In erster Linie werden Maßnahmen und Personen gefördert, 
die nach dem Arbeitsförderungsgesetz nicht förderfähig sind. Die 
Mittel der Technischen Hilfe des Bundes werden vom Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung verwaltet. Sie dienen u. a. 
der Finanzierung von Verwaltungshilfe sowie grenzüberschrei- 
tender und länderübergreifender Modellvorhaben. 


5. Wie teilen sieh die für die neuen Länder bis 1994 vorgesehenen 
Mittel von 13,9 Mrd. ECU auf die verschiedenen Sektoren (Ener- 
gieerzeugung, Wasserversorgung, Gewerbeansiedlung, Straßen- 
bau usw.) auf? 


Die genannten 13,9 Mrd. ECU entsprechen den Gesamtkosten der 
im Gemeinschaftlichen Förderkonzept für die neuen Bundeslän- 
der und den Ostteil Berlins geplanten Maßnahmen (Mittel der EG, 
von Bund, Ländern, Kommunen und privaten Investoren; der Bei- 
trag der Gemeinschaft beträgt 3 Mrd. ECU für die Jahre 1991 bis 
1993). 

Das Förderkonzept ist in insgesamt acht Schwerpunkte unterglie- 
dert. Die Auswahl dieser Schwerpunkte entspricht einer sinnvol- 
len Kombination von regional-, arbeitsmarkt- und agrarstruktur- 
politischen Maßnahmen, die zu einer beschleunigten Wirtschafts- 
entwicklung im Beitrittsgebiet beiträgt. Eine Verteilung der vor- 
gesehenen Mittel auf einzelne Sektoren wurde entsprechend der 
Zielsetzung des Förderkonzepts nicht vorgenommen. 

Schwerpunkt 1: Förderung der wirtschaftsnahen Infrastruktur 

Um die Voraussetzung für private Investitionen zu schaffen, sind 
für die Errichtung und Modernisierung einer adäquaten wirt- 
schaftsnahen Infrastruktur 1,9 Mrd. ECU vorgesehen. Hieran be- 
teiligt sich der EG -Regionalfonds mit rd. 50%. Die nationale 
Kofinanzierung soll durch Mittel der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (685 Mio. ECU) 
und der begünstigten Gemeinden (507 Mio. ECU) gewährleistet 
werden. Die wichtigsten förderbaren Maßnahmen sind 

— die Erschließung bzw. Wiederherrichtung von Industrie- 
gelände; 

— örtliche Verkehrsanbindungen für Gewerbezonen; 

— Energie- und Wasserversorgung sowie Müllbeseitigung und 
Abwasserklärung für die gewerbliche Wirtschaft; 

— Geländeerschließungen und öffentliche Einrichtungen für den 
Fremdenverkehrsbereich; 

— Errichtung von Technologie- und Gewerbeparks. 

Schwerpunkt 2: Unterstützung gewerblicher Investitionen 

Gewerblichen Investitionen kommt in der regionalen Entwick- 
lungsstrategie eine Schlüsselrolle zu, da sie die maßgebliche Vor- 
aussetzung für die Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen 
und Einkommen sind. Das geplante Investitionsvolumen der ge- 
werblichen Investitionen hat daher mit rd. 6,6 Mrd. ECU den größ- 
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ten Anteil an den Gesamtausgaben des Förderkonzepts. Davon 
Averden allerdings rd. 5,2 Mrd. ECU von den begünstigten Unter- 
nehmen selbst aufgebracht. Die geplanten Investitionsbeihilfen in 
Höhe von 1,4 Mrd. ECU werden zu jeweils rd. 50 % durch den EG- 
Regionalfonds und durch Mittel der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur "finanziert. 

Die wichtigsten förderbaren Maßnahmen sind die 

— Errichtung, Erweiterung, Modernisierung und Rationalisierung 
von Betriebsstätten und die 

— Schaffung von Übernachtungsmöglichkeiten im Fremdenver- 
kehr. 

Schwerpunkte 3 bis 8: 

Zusätzlich zu den beiden regionalpolitischen Schwerpunkten ent- 
hält das gemeinschaftliche Förderkonzept noch jeweils drei 
arbeitsmarkt- bzw. agrarstrukturpolitische Schwerpunkte. 

Im arbeitsmarktpolitischen Teil sind für die Entwicklung mensch- 
licher Ressourcen sowie die Bekämpfung der Langzeit- bzw. 
Jugendarbeitslosigkeit (Schwerpunkte 3 bis 5) insgesamt 1,7 Mrd. 
ECU zur Finanzierung von Berufsbildungsmaßnahmen und Ein- 
stellungsbeihilfen geplant. Davon werden 50 % durch den Euro- 
päischen Sozialfonds und 50 % von der Bundesanstalt für Arbeit 
und den Ländern aufgebracht. 

Für die Verbesserung der Agrarstruktur sowie die Förderung 
einer umweltverträglichen Landwirtschaft, und der ländlichen 
Entwicklung (Schwerpunkte 6 bis 8) sind Gesamtausgaben in 
Höhe von rd. 3,7 Mrd. ECU vorgesehen. Davon müssen die Be- 
günstigten in Form von Eigenmitteln 1,4 Mrd. ECU selbst auf- 
bringen, während die Unterstützung aus landeseigenen Haus- 
haltsmitteln/aus Mitteln der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" sowie 
aus dem EG- Agrarstrukturfonds rd. 1,5 bzw. rd. 0,8 Mrd. ECU 
beträgt. 


6. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß die EG -Richt- 
linie zur Umweltverträglichkeitsprüfung (85/337/EWG) bei einer 
Reihe aus den Strukturfonds finanzierter Projekte in den Mitglied- 
staaten nachweislich entweder sehr oberflächlich gehandhabt oder 
aber überhaupt nicht angewendet wurde? 

7. Trifft es zu, daß eine Reihe von aus den EG- Strukturfonds finanzier- 
ten Projekten gleichzeitig gegen mehrere EG-Richtlinien {Vogel- 
schutzrichtlinie, UVP- Richtlinie) und gegen von der EG selbst ratifi- 
zierte Abkommen (Berner und Bonner Konvention, RAMSAR- 
Abkommen) verstoßen, so beispielsweise das Projekt zur Umleitung 
des Flusses Acheloos in Westgriechenland? 

Nach der Strukturfondsverordnung (EWG) Nr. 2052/88 vom 
24. Juni 1988 (Koordinierungsverordnung) müssen Aktionen, die 
Gegenstand einer Finanzierung durch die Strukturfonds oder 
einer Finanzierung der EIB oder eines sonstigen vorhandenen 
Finanzierungsinstruments sind, den Bestimmungen der Verträge 
und der aufgrund der Verträge erlassenen Rechtsakte sowie den 
Gemeinschaftspolitiken, insbesondere hinsichtlich der Wett- 
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bewerbsregeln, der Vergabe öffentlicher Aufträge und des 
Umweltschutzes, entsprechen (Artikel 7). 

In der Vergangenheit sah sich die KOM verschiedentlich veran- 
laßt, auf eine bessere Beachtung der Umweltschutzaspekte so- 
wohl bei der Ausarbeitung der Vorhaben als auch bei ihrer Durch- 
führung zu drängen. Auch der Europäische Rechnungshof fordert, 
auf die Kohärenz mit anderen Gemeinschaftspolitiken vor allem in 
den Bereichen Wettbewerb und Umwelt zu achten. 

Die Bundesregierung ist an den in anderen Mitgliedstaaten lau- 
fenden Kontrollverfahren nicht beteiligt und wird darüber auch 
nicht durch die EG-Kommission informiert. Sie kann daher auch 
keine Bewertung über Projekte außerhalb Deutschland abgeben. 
Sie wird sich jedoch für die Schaffung geeigneter Mechanismen 
zur Beachtung der Gemeinschaftspolitiken, insbesondere auch 
des Umweltschutzes, einsetzen. 

In Deutschland ist es gemäß Artikel 30 GG Ländersache, die 
Einhaltung der EG-Umweltschutzbestimmungen sicherzustellen. 
Im Außenverhältnis ist die Bundesregierung gegenüber der Ge- 
meinschaft verpflichtet, bei Strukturfondsinterventionen auf die 
Einhaltung des innerstaatlichen Umweltrechts zu achten. 


8. Trifft es zu, daß rund 80% aller Finanzmittel für Straßenbaupro- 
jekte verwendet werden (Quelle: 14. Jahresbericht der EG-Kom- 
mission zum Regionalfonds)? 


Von den 1988 für die EG insgesamt gebundenen Mitteln des EFRE 
in Höhe von 3,667 Mrd. ECU waren 43,7% für den Straßenbau 
vorgesehen, das entspricht 80 % aller für den Straßenbau vorge- 
sehenen Finanzmittel (nach 14. Jahresbericht über den europäi- 
schen Fonds für regionale Entwicklung). Dieser relativ hohe An- 
teil erklärt sich daraus, daß in den besonders benachteiligten 
Regionen der Gemeinschaft in vielen Fällen ein gut ausgebautes 
Straßennetz fehlt. Die für die Auswahl der Projekte zuständigen 
Behörden haben aus diesem Grund die Schwerpunkte entspre- 
chend gewählt. 

In Deutschland können EFRE-Mittel für den Straßenbau nur im 
Rahmen von Projekten zum Ausbau der wirtschaftsnahen Infra- 
struktur verwendet werden. Der Bau von Bundesautobahnen, 
Bundes-, Landes-, Kreis- und sonstiger Gemeindestraßen wird im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" nicht gefördert. Soweit in den alten 
Bundesländern EFRE-Mittel außerhalb der GA verwendet wer- 
den, ist der Einsatz für Straßenbauzwecke in den operationalen 
Programmen nicht vorgesehen. EFRE-Mittel wurden daher für 
derartige Vorhaben nicht eingesetzt. 


9. In welcher Weise und mit welcher Zielsetzung sollen die Struktur- 
fondsverordnungen bei der anstehenden Reform verändert 
werden? 
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Die Bundesregierung hat unter Beteiligung der Länder ihre 
Schwerpunktpositionen für die bevorstehende Überprüfung der 
Strukturfondsverordnungen festgelegt. Dabei stimmt die Bundes- 
regierung mit der Auffassung der EG-Kommission überein, daß 
sich die Grundprinzipien der Strukturfondsreform von 1988 
(Programmierung, Konzentration, Partnerschaft, Zusätzlichkeit) 
bewährt haben und weiter Gültigkeit behalten sollten. 

Mit dem Beschluß des ER von Lissabon, die neuen Länder ein- 
schließlich Ost-Berlin ab 1994 in gleicher Weise wie die Ziel-1- 
Gebiete in anderen Mitgliedstaaten zu behandeln, ist bereits 
eines der wichtigsten deutschen Anliegen durchgesetzt worden. 
Darüber hinaus geht es der Bundesregierung um eine zukünftig 
transparente und nach gleichen Kriterien für alle Mitgliedstaaten 
durchzuführende Verteilung der Strukturfondsmittel, insbeson- 
dere für die Ziel- 1- Gebiete. 

Wichtige Forderungen sind außerdem mehr Flexibilität für die 
Mitgliedstaaten bei der Auswahl bestimmter Förderregionen, die 
Vereinfachung der Beantragungs-, Bewilligungs- und Finanzie- 
rungsverfahren sowie die Einschränkung der sogenannten Ge- 
meinschaftsinitiativen. Diese angestrebten Reformziele dienen 
der Effizienzsteigerung der EG-Strukturfonds entsprechend ihrer 
im Vertrag enthaltenen Zielsetzungen. 

Nach Artikel 7 der Strukturfondsverordnung (EWG) Nr. 2052/88 
vom 24. Juni 1988 besteht eine klare Rechtslage, daß die durch die 
Strukturfonds unterstützten Vorhaben den Gemeinschaftspoli- 
tiken, insbesondere auch dem Umweltschutz, entsprechen müs- 
sen. Es kommt darauf an, diese Bestimmung in der Praxis umzu- 
setzen und dafür in den Mitgliedstaaten geeignete Mechanismen 
zu schaffen. Wichtig ist eine bessere Verzahnung der Politik- 
bereiche bei der praktischen Durchführung der EG-Strukturpoli- 
tik in den Mitgliedstaaten, und zwar schon auf der Ebene der Pro- 
jektauswahl. 


10. Unterstützt die Bundesregierung die Initiative von 66 europäischen 
Umweltverbänden, ein neues Ziel in die Strukturfonds einzubauen, 
nämlich die Sicherstellung einer nachhaltigen und umweltverträg- 
lichen Entwicklung? 


Der EG -Regionalfonds soll nach Artikel 130 c des Vertrages über 
die Europäische Union durch Beteiligung an der Entwicklung und 
an der strukturellen Anpassung der rückständigen Gebiete und 
an der Umstellung der Industriegebiete mit rückläufiger Entwick- 
lung zum Ausgleich der wichtigsten regionalen Ungleichgewichte 
in der Gemeinschaft beitragen. Alle Aktionen, die durch den EG- 
Regionalfonds finanziert werden, müssen den Gemeinschaftspoli- 
tiken insbesondere auch im Bereich des Umweltschutzes entspre- 
chen. Sie sind auch dem in Artikel 2 des EWG-Vertrages (neu 
gefaßt in Maastricht) enthaltenen Ziel verpflichtet, zu einem 
umweltverträglichen Wachstum beizutragen. Die Bundesregie- 
rung ist daher bemüht, bei der anstehenden Überprüfung der 
Strukturfonds und der damit verbundenen Novellierung der Ver- 
ordnungen sicherzustellen, daß alle durch die Strukturfonds 
geförderten Projekte dieser Aufgabe gerecht werden. 
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Die geltenden EG-Strukturfondsverordnungen lassen zu, daß 
Umweltschutzprojekte, wie z.B. der Bau von Kläranlagen oder 
von Anlagen zur Reinhaltung der Luft, durch den EG-Regional- 
fonds unterstützt werden, sofern sie in Verbindung mit der regio- 
nalen Entwicklung stehen. Was eine umweltverträgliche Entwick- 
lung im Agrarbereich anbelangt, so bedarf es ebenfalls keiner 
Ergänzung der bestehenden Ziele. Es gibt bereits eine Reihe von 
Fördermaßnahmen zur Verbesserung der Umweltverträglichkeit 
der Landwirtschaft, die aus dem Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (Abteilung Garantie, nicht 
Abteilung Ausrichtung) gefördert werden. Hierzu zählen u. a. die 
Extensivierung der landwirtschaftlichen Erzeugung und die Auf- 
forstung. Darüber hinaus können umweltgerechte und den natür- 
lichen Lebensraum schützende landwirtschaftliche Produktions- 
verfahren gefördert werden. 

Der Vertrag von Maastricht sieht die Schaffung des sog. Kohä- 
sionsfonds für die vier ärmeren Mitgliedstaaten (BSP/pro Kopf 
geringer als 90 % des EG-Durchschnitts) vor. Dieser Fonds dient 
der finanziellen Unterstützung von Umweltvorhaben und von 
Verkehrsinfrastrukturnetzen. 

Die Schaffung eines neuen Förderziels im Sinne von Artikel 1 der 
Strukturfondsverordnung (EWG) Nr. 2052/88 vom 24. Juni 1988 
ist entbehrlich. Im übrigen sollte die Effizienz der gemeinsamen 
Strukturpolitik nicht durch eine unnötige Zersplitterung der 
Fondsmittel vermindert werden. 


11. Welche Initiativen hat die Bundesregierung ergriffen, damit sich 
frühere Fehler beim Vollzug der Strukturfondsverordnungen in den 
neuen Bundesländern nicht wiederholen, insbesondere hinsichtlich 
der Transparenz der Mittelverwendung und der Einhaltung des 
EG-Rechts? 

Trifft es in diesem Zusammenhang zu, daß bei der Erstellung der 
Aktionsprogramme für die neuen Länder keine räumhche Schwer- 
punktsetzung und keine Differenzierung nach den fünf Förderzie- 
len vorgenommen wurden, die den regionalen Besonderheiten 
Rechnung tragen könnten? 


Die Transparenz der Mittelverwendung bei der Umsetzung der 
Strukturfondsinterventionen ist in Deutschland voll gewährleistet. 
Dies wird in partnerschaftlicher Weise gemeinsam durch die EG- 
Kommission, den Bund und die Länder im Rahmen der Begleit- 
ausschüsse und der Finanzkontrolle sichergestellt. 

ln Deutschland sind bisher (im Rahmen der EG-Strukturfonds) 
von der Kommission keine Verletzungen des EG-Rechts geltend 
gemacht worden. Der Vollzug der Strukturfondsverordnungen er- 
folgt in enger partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit der EG- 
Kommission. 

Unter Berücksichtigung der besonderen strukturellen Probleme in 
Ostdeutschland sowie mangels geeigneter statistischer Daten war 
die EG-Kommission bereit^ die Maßnahmen im Rahmen der 
Strukturfonds bis 1993 ohne vorherige Einstufung der neuen Bun- 
desländer in die fünf Zielkategorien durchzuführen. Die Sach- 
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Inhalte der mit der Reform der Strukturfonds 1988 definierten 
Ziele spiegeln sich in den acht sachlichen Förderschwerpunkten 
des gemeinschaftlichen Förderkonzeptes und der operationeilen 
Programme der neuen Bundesländer und Ost-Berlins wider (vgl. 
Antwort zu Frage 5), 

Im Einigungsvertrag ist festgelegt, daß die neuen Bundesländer 
und Ost-Berlin insgesamt bis Ende 1995 zum Fördergebiet der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" gehören. Der Planungsausschuß der Gemein- 
schaftsaufgabe hat auf seiner Sitzung am 25. Januar 1991 
beschlossen, daß es den neuen Ländern und Berlin überlassen 
bleibt, räumliche Schwerpunkte im Rahmen der GA-Förderung zu 
schaffen. Dementsprechend haben die neuen Länder inzwischen 
landeseigene Förderrichtlinien erlassen. Danach werden je nach 
Schwere der wirtschaftsstrukturellen Probleme in den Regionen 
jeweils abgestufte Förderhöchstsätze gewährt. 


12. In welcher Weise will die Bundesregierung sichersteUen, daß eine 
Beteiligung der Umweltbehörden und -verbände in den Begleit- 
und Bewertungsausschüssen auf Länderebene erfolgt, da diese 
einen entscheidenden Einfluß auf die Förderung von Investitions- 
vorhaben besitzen? 


Die Zusammensetzung der Begleitausschüsse wird partnerschaft- 
lich zwischen EG-Kommission, Bund und Ländern festgelegt. 
Ständige Mitglieder sind die für die Verwaltung der beteüigten 
Fonds zuständigen Generaldirektionen der EG-Kommission, Bun- 
des- und Landesressorts. Die Begleitausschüsse sind nicht an der 
Auswahl der zu fördernden Projekte beteiligt. Sie haben primär 
die Aufgabe, die finanzielle Abwicklung der Fondsinterventionen 
zu überwachen und eine ordnungsgemäße Erstellung der Berichte 
und die Bewertung der Maßnahmen zu gewährleisten. 

Es ist Sache des jeweils federführenden Landesministeriums oder 
der von ihm beauftragten Stelle, über die Auswahl der Projekte zu 
entscheiden. Es ist ferner Sache der Länder, bei den Fördermaß- 
nahmen Umweltbehörden und -verbände zu beteiligen, damit die 
Belange des Umweltschutzes beachtet werden. 

Die Bundesregierung hält eine solche Beteiligung für wünschens- 
wert. Innerhalb der Bundesregierung werden die Schwerpunkte 
der Förderung zwischen den fondsverwaltenden Ressorts und 
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit abgestimmt. 
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